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Sachbezüge für Mitarbeiter 2022   

Höhere Freigrenze für Sachbezüge
Ab Januar 2022 können Arbeitnehmern 
Sachbezüge im Wert von € 50,00 pro Ka-
lendermonat, jährlich insgesamt € 600,00, 
steuer- und sozialversicherungsfrei zuge-
wendet werden. Bislang waren es maxi-
mal € 44,00 im Monat bzw. € 528,00 im 
Jahr. Unverändert handelt es sich bei der 
Betragsgrenze um eine Freigrenze. Die 
Überschreitung der Freigrenze ist für je-
den Kalendermonat gesondert zu prüfen. 
Ein Betragsausgleich unter mehreren Ka-
lendermonaten oder auf das Jahr gerech-
net ist nicht möglich. Wird die Freigrenze 
in einem Monat überschritten, unterliegt 
der gesamte Sachbezug der Lohnsteuer 
und Sozialversicherungspflicht. 

Ende der Übergangsfrist für Gutscheine 
und Geldkarten
Im Rahmen einer Nichtbeanstandungsre-
gelung hatte es die Finanzverwaltung bis 
Ende vergangenen Jahres zugelassen, 
dass Geldkarten mit Zahlfunktion im Rah-
men des Höchstbetrages von  € 44,00 
als steuerfreie Lohnersatzleistung ausge-
geben werden konnten. Seit 2022 zäh-
len Warengutscheine bzw. Gutscheine 
aller Art oder Geldkarten nur dann nicht 
als steuerpflichtiger Lohnbestandteil, 
wenn die Kriterien nach dem Zahlungs- 
diensteaufsichtsgesetz erfüllt werden. 

Neuregelungen im Einzelnen
Gutscheine oder Geldkarten dürfen aus-
schließlich zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen vom Aussteller des Gut-
scheins berechtigen. Der Warengutschein 
darf außerdem nur in einem begrenzten 
regionalen Gebiet einlösbar sein. Außer-
dem darf der Warengutschein nur zum 
Bezug eines begrenzten Dienstleistungs- 
oder Warenspektrums berechtigen. Steu-
erschädlich ist, wenn der Gutschein/die 
Geldkarte zum Marketplace/Onlinebezug 
für eine beliebige Anzahl von Waren be-
rechtigt. Geldkarten dürfen ab 2022 nicht 
über eine Barauszahlungsfunktion verfü-
gen bzw. Merkmale eines generellen Zah-
lungsinstruments besitzen. 

Mindestlohn 2022 
und Änderungen bei 
Minijobs

Mindestlohn
Die Mindestlohnkommission 
hat den gesetzlichen Mindest-
lohn zum 1.1.2022 auf € 9,82 
angehoben. Der Betrag gilt 
pro Zeitstunde. Bei 40-stündi-
ger Wochenarbeitszeit wird ein 
Brutto-Monatslohn von mindes-
tens (€ 9,82 x 174 Arbeitsstun-
den =) € 1.708,68 erreicht. 

Besonderheiten bei Mini- 
jobbern
Für  d ie  E inha l tung  de r 
450-€-Grenze für Minijobber 
muss ab 2022 die Arbeitszeit 
angepasst werden. Möglich 
sind ab 2022 (€ 450,00 divi-
diert durch € 9,82 =) 45,82 
Stunden im Monat. Bei Mini-
jobbern muss die maximale 
Arbeitszeit im Arbeitsvertrag 
dokumentiert sein. Sonst gilt 
nach § 12 des Teilzeit- und Be-
fristungsgesetzes (TzBfG) eine 
Arbeitszeit von 20 Wochen-
stunden, was unter Berück-
sichtigung des neuen Mindest-
lohns und bei 4,33 Wochen pro 
Monat zur Überschreitung der 
450-€-Grenze führt. 

Übermittlung der Steuer-ID 
von Minijobbern
Arbeitgeber müssen seit Jah-
resanfang die Steueridentifika-
tionsnummern ihrer gewerbli-
chen Minijobber im elektroni-
schen Meldeverfahren an die 
Minijob-Zentrale übermitteln. 
Dies gilt unabhängig davon, 
ob der Arbeitgeber die Steuer 
pauschal an die Minijob-Zent-
rale zahlt oder die individuel-
le Besteuerung nach der Lohn-
steuerklasse über das Finanz-
amt vornimmt. Zudem muss in 
der Datenübermittlung die Art 
der Versteuerung angegeben 
werden. Im Haushaltsscheck-
Verfahren erfragt die Mini-
job-Zentrale die Steuer-ID nur 
in den Fällen, in denen aus-
nahmsweise keine Pauschsteu-
er gezahlt wird.

Sozialversicherungsrechen- 
größen 2022  
Beitragsbemessungs- und Versiche-
rungspflichtgrenzen 2022
Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) hat mit der Sozialver-
sicherungs-Rechengrößenverordnung 
2022 die Beitragsbemessungs- und 
Versicherungspflichtgrenzen in der ge-
setzlichen Sozialversicherung für das 
neue Jahr festgelegt. Die monatliche Bei-
tragsbemessungsgrenze in der allgemei-
nen Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung (West) sinkt von € 7.100,00/Monat 
auf € 7.050,00/Monat bzw. € 84.600,00/
Jahr. Die Beitragsbemessungsgren-
ze Ost wird von € 6.700,00/Monat auf 
€ 6.750,00/Monat bzw. € 81.000,00/Jahr 
angehoben. Die bundeseinheitlich gelten-
de Beitragsbemessungsgrenze für die ge-
setzliche Krankenversicherung beträgt für 
2022 € 58.050,00 bzw. € 4.837,50 mo-
natlich. Die bundeseinheitlich geltende 

Versicherungspflichtgrenze in der gesetz-
lichen Krankenversicherung 2022 wurde 
auf € 64.350,00 festgelegt. Die Bezugs-
größe West beträgt 2022 € 3.290,00/
Monat, die Bezugsgröße Ost monatlich 
€ 3.150,00.

Umlage U3 sinkt zum 1.1.2022
Mit dem Beschäftigungssicherungsge-
setz wurde die Insolvenzgeldumlage U3 
zuletzt von 0,06 % auf 0,12 % erhöht. Zum 
1.1.2022 sinkt der Umlagesatz auf 0,09 %.
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Aufgaben der Steuerfahndung und der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle  
Meldungen nach dem AIA
Die zunehmenden Auswertungen der Meldungen im Rahmen 
des Automatischen Informationsaustausches (AIA) rücken die 
Tätigkeiten der Steuerfahndung sowie der Bußgeld- und Straf-
sachenstelle in den Vordergrund. Während die Steuerfahndung 
(Steufa) die „Polizei“ der Finanzbehörde ist, stellt die Bußgeld- 
und Strafsachenstelle (BuStra oder StraBu) die „Staatsanwalt-
schaft“ der Finanzbehörde dar. Nach dem Gesetz (§ 208 Abga-
benordnung-AO) hat die Steuerfahndung die Aufgabe, Steuer-
straftaten und Steuerordnungswidrigkeiten zu erforschen und 
deren Besteuerungsgrundlage zu ermitteln sowie unbekannte 
Steuerfälle aufzudecken. Dagegen ist die Bußgeld- und Strafsa-
chenstelle für die Ermittlung des strafrechtlichen Sachverhalts 
zuständig, wenn der Verdacht einer Steuerstraftat oder Steuer-
ordnungswidrigkeit vorliegt.

Die Steuerfahndung
Die Steuerfahndung ist janusköpfig, das bedeutet doppelfunkti-
onal mit unterschiedlichen Aufgaben. Zum einen ist sie mit der 
Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen als Teil der Steuerauf-
sicht betraut. Zum anderen gehören zum Aufgabengebiet die 
Erforschung von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkei-
ten sowie die Aufdeckung und Ermittlung unbekannter Steuer-
fälle. Die Steufa hat für die Durchführung ihrer Aufgaben diesel-
ben Rechte und Pflichten wie die Beamten des Polizeidienstes 
nach der Strafprozessordnung. 

Die BuStra
Die BuStra ist die Herrin des Ermittlungsverfahrens, soweit die 
Staatsanwaltschaft nicht zuständig ist. Sie entscheidet selbst-
ständig über die Einleitung und die Einstellung des Verfahrens. 
Sie kann einen Strafbefehl oder Bußgeldbescheid beantragen 
oder die Strafsache an die Staatsanwaltschaft abgeben. Im Re-
gelfall erhält der Beschuldigte von der BuStra bei Verdacht 
einer Steuerstraftat eine Mitteilung über die Einleitung eines 

Steuerstrafverfahrens per Postzustellungsurkunde.

Kollision zwischen Besteuerungsverfahren und  
Strafverfahren
Besteuerungs- und Strafverfahren laufen im Regelfall paral-
lel. § 393 AO schafft einen Ausgleich zwischen dem Recht auf 
Schweigen im Strafrecht (Belehrungspflicht) und der Mitwir-
kungspflicht im Steuerrecht (Offenbarungspflicht). Bei fehlen-
der Mitwirkung im Besteuerungsverfahren hat das Finanzamt 
das Recht, die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen, und zu-
dem die Möglichkeit, Auskünfte durch sog. Drittauskunftsersu-
chen, z. B. bei Kunden oder Lieferanten, zu erlangen.

Steuerklassenwahl 2022  

Mögliche Lohnsteuerklassenkombination

Ehegatten oder Lebenspartner, die beide erwerbstätig sind, kön-
nen hinsichtlich der Lohnsteuerklassen wählen, ob beide der 
Steuerklasse IV zugeordnet werden oder der höherverdienen-
de Ehegatte nach Steuerklasse III und der andere Ehegatte nach 
der Steuerklasse V besteuert wird. Letzteres ist darauf abge-
stimmt, dass der in Steuerklasse III eingestufte Ehegatte oder Le-
benspartner in etwa 60 % und der in Steuerklasse V eingestuf-
te in etwa 40 % des gemeinsamen Arbeitseinkommens erzielt. 
In der Kombination III/V muss von beiden Ehegatten immer eine 
Steuererklärung abgegeben werden. 

Kombination IV/IV und Faktorverfahren

Bei der Kombination IV/IV wird ein höherer Steuerabzug bei dem 
geringer verdienenden Ehegatten in Steuerklasse V vermieden. 
Im Zusammenhang mit der Kombination IV/IV empfiehlt sich die 

Wahl eines Faktors. Der Faktor ist ein steuermindernder Multipli-
kator, der sich bei unterschiedlich hohen Arbeitslöhnen der Ehe-
gatten oder Lebenspartner aus der Wirkung des Splittingverfah-
rens errechnet. Mit dem Faktorverfahren wird erreicht, dass bei 
jedem Ehegatten der Grundfreibetrag beim Lohnsteuerabzug be-
rücksichtigt wird. Die Finanzämter errechnen den Faktor aus der 
voraussichtlichen Einkommensteuer im Splittingverfahren, divi-
diert durch die Summe der Lohnsteuer für die Ehegatten oder Le-
benspartner gemäß Steuerklasse IV („X“). Der so errechnete Fak-
tor ist für zwei Jahre gültig, so dass Anträge auf Steuerklassen-
wechsel im Regelfall nur alle zwei Jahre gestellt werden müssen. 

Vorteil der Kombination IV/IV

Der Vorteil der Steuerklassenkombination IV/IV mit Faktor ist, 
dass die Jahressteuerschuld sehr genau berechnet werden 
kann. Steuernachzahlungen und ggf. auch Einkommensteuer-
vorauszahlungen werden dadurch weitgehend vermieden. 

©Юлия Завалишина/stock.adobe.com 

©Joachim Lechner/stock.adobe.com

3



Sachbezüge für Mitarbeiter 2022   

Höhere Freigrenze für Sachbezüge
Ab Januar 2022 können Arbeitnehmern 
Sachbezüge im Wert von € 50,00 pro Ka-
lendermonat, jährlich insgesamt € 600,00, 
steuer- und sozialversicherungsfrei zuge-
wendet werden. Bislang waren es maxi-
mal € 44,00 im Monat bzw. € 528,00 im 
Jahr. Unverändert handelt es sich bei der 
Betragsgrenze um eine Freigrenze. Die 
Überschreitung der Freigrenze ist für je-
den Kalendermonat gesondert zu prüfen. 
Ein Betragsausgleich unter mehreren Ka-
lendermonaten oder auf das Jahr gerech-
net ist nicht möglich. Wird die Freigrenze 
in einem Monat überschritten, unterliegt 
der gesamte Sachbezug der Lohnsteuer 
und Sozialversicherungspflicht. 

Ende der Übergangsfrist für Gutscheine 
und Geldkarten
Im Rahmen einer Nichtbeanstandungsre-
gelung hatte es die Finanzverwaltung bis 
Ende vergangenen Jahres zugelassen, 
dass Geldkarten mit Zahlfunktion im Rah-
men des Höchstbetrages von  € 44,00 
als steuerfreie Lohnersatzleistung ausge-
geben werden konnten. Seit 2022 zäh-
len Warengutscheine bzw. Gutscheine 
aller Art oder Geldkarten nur dann nicht 
als steuerpflichtiger Lohnbestandteil, 
wenn die Kriterien nach dem Zahlungs- 
diensteaufsichtsgesetz erfüllt werden. 

Neuregelungen im Einzelnen
Gutscheine oder Geldkarten dürfen aus-
schließlich zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen vom Aussteller des Gut-
scheins berechtigen. Der Warengutschein 
darf außerdem nur in einem begrenzten 
regionalen Gebiet einlösbar sein. Außer-
dem darf der Warengutschein nur zum 
Bezug eines begrenzten Dienstleistungs- 
oder Warenspektrums berechtigen. Steu-
erschädlich ist, wenn der Gutschein/die 
Geldkarte zum Marketplace/Onlinebezug 
für eine beliebige Anzahl von Waren be-
rechtigt. Geldkarten dürfen ab 2022 nicht 
über eine Barauszahlungsfunktion verfü-
gen bzw. Merkmale eines generellen Zah-
lungsinstruments besitzen. 

Mindestlohn 2022 
und Änderungen bei 
Minijobs

Mindestlohn
Die Mindestlohnkommission 
hat den gesetzlichen Mindest-
lohn zum 1.1.2022 auf € 9,82 
angehoben. Der Betrag gilt 
pro Zeitstunde. Bei 40-stündi-
ger Wochenarbeitszeit wird ein 
Brutto-Monatslohn von mindes-
tens (€ 9,82 x 174 Arbeitsstun-
den =) € 1.708,68 erreicht. 

Besonderheiten bei Mini- 
jobbern
Für  d ie  E inha l tung  de r 
450-€-Grenze für Minijobber 
muss ab 2022 die Arbeitszeit 
angepasst werden. Möglich 
sind ab 2022 (€ 450,00 divi-
diert durch € 9,82 =) 45,82 
Stunden im Monat. Bei Mini-
jobbern muss die maximale 
Arbeitszeit im Arbeitsvertrag 
dokumentiert sein. Sonst gilt 
nach § 12 des Teilzeit- und Be-
fristungsgesetzes (TzBfG) eine 
Arbeitszeit von 20 Wochen-
stunden, was unter Berück-
sichtigung des neuen Mindest-
lohns und bei 4,33 Wochen pro 
Monat zur Überschreitung der 
450-€-Grenze führt. 

Übermittlung der Steuer-ID 
von Minijobbern
Arbeitgeber müssen seit Jah-
resanfang die Steueridentifika-
tionsnummern ihrer gewerbli-
chen Minijobber im elektroni-
schen Meldeverfahren an die 
Minijob-Zentrale übermitteln. 
Dies gilt unabhängig davon, 
ob der Arbeitgeber die Steuer 
pauschal an die Minijob-Zent-
rale zahlt oder die individuel-
le Besteuerung nach der Lohn-
steuerklasse über das Finanz-
amt vornimmt. Zudem muss in 
der Datenübermittlung die Art 
der Versteuerung angegeben 
werden. Im Haushaltsscheck-
Verfahren erfragt die Mini-
job-Zentrale die Steuer-ID nur 
in den Fällen, in denen aus-
nahmsweise keine Pauschsteu-
er gezahlt wird.

Sozialversicherungsrechen- 
größen 2022  
Beitragsbemessungs- und Versiche-
rungspflichtgrenzen 2022
Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) hat mit der Sozialver-
sicherungs-Rechengrößenverordnung 
2022 die Beitragsbemessungs- und 
Versicherungspflichtgrenzen in der ge-
setzlichen Sozialversicherung für das 
neue Jahr festgelegt. Die monatliche Bei-
tragsbemessungsgrenze in der allgemei-
nen Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung (West) sinkt von € 7.100,00/Monat 
auf € 7.050,00/Monat bzw. € 84.600,00/
Jahr. Die Beitragsbemessungsgren-
ze Ost wird von € 6.700,00/Monat auf 
€ 6.750,00/Monat bzw. € 81.000,00/Jahr 
angehoben. Die bundeseinheitlich gelten-
de Beitragsbemessungsgrenze für die ge-
setzliche Krankenversicherung beträgt für 
2022 € 58.050,00 bzw. € 4.837,50 mo-
natlich. Die bundeseinheitlich geltende 

Versicherungspflichtgrenze in der gesetz-
lichen Krankenversicherung 2022 wurde 
auf € 64.350,00 festgelegt. Die Bezugs-
größe West beträgt 2022 € 3.290,00/
Monat, die Bezugsgröße Ost monatlich 
€ 3.150,00.

Umlage U3 sinkt zum 1.1.2022
Mit dem Beschäftigungssicherungsge-
setz wurde die Insolvenzgeldumlage U3 
zuletzt von 0,06 % auf 0,12 % erhöht. Zum 
1.1.2022 sinkt der Umlagesatz auf 0,09 %.

©
Ю

лия Завалиш
ина/stock.adobe.com

 

©contrastwerkstatt/stock.adobe.com 

2 STEUERNEWS Januar 2022

Aufgaben der Steuerfahndung und der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle  
Meldungen nach dem AIA
Die zunehmenden Auswertungen der Meldungen im Rahmen 
des Automatischen Informationsaustausches (AIA) rücken die 
Tätigkeiten der Steuerfahndung sowie der Bußgeld- und Straf-
sachenstelle in den Vordergrund. Während die Steuerfahndung 
(Steufa) die „Polizei“ der Finanzbehörde ist, stellt die Bußgeld- 
und Strafsachenstelle (BuStra oder StraBu) die „Staatsanwalt-
schaft“ der Finanzbehörde dar. Nach dem Gesetz (§ 208 Abga-
benordnung-AO) hat die Steuerfahndung die Aufgabe, Steuer-
straftaten und Steuerordnungswidrigkeiten zu erforschen und 
deren Besteuerungsgrundlage zu ermitteln sowie unbekannte 
Steuerfälle aufzudecken. Dagegen ist die Bußgeld- und Strafsa-
chenstelle für die Ermittlung des strafrechtlichen Sachverhalts 
zuständig, wenn der Verdacht einer Steuerstraftat oder Steuer-
ordnungswidrigkeit vorliegt.

Die Steuerfahndung
Die Steuerfahndung ist janusköpfig, das bedeutet doppelfunkti-
onal mit unterschiedlichen Aufgaben. Zum einen ist sie mit der 
Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen als Teil der Steuerauf-
sicht betraut. Zum anderen gehören zum Aufgabengebiet die 
Erforschung von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkei-
ten sowie die Aufdeckung und Ermittlung unbekannter Steuer-
fälle. Die Steufa hat für die Durchführung ihrer Aufgaben diesel-
ben Rechte und Pflichten wie die Beamten des Polizeidienstes 
nach der Strafprozessordnung. 

Die BuStra
Die BuStra ist die Herrin des Ermittlungsverfahrens, soweit die 
Staatsanwaltschaft nicht zuständig ist. Sie entscheidet selbst-
ständig über die Einleitung und die Einstellung des Verfahrens. 
Sie kann einen Strafbefehl oder Bußgeldbescheid beantragen 
oder die Strafsache an die Staatsanwaltschaft abgeben. Im Re-
gelfall erhält der Beschuldigte von der BuStra bei Verdacht 
einer Steuerstraftat eine Mitteilung über die Einleitung eines 

Steuerstrafverfahrens per Postzustellungsurkunde.

Kollision zwischen Besteuerungsverfahren und  
Strafverfahren
Besteuerungs- und Strafverfahren laufen im Regelfall paral-
lel. § 393 AO schafft einen Ausgleich zwischen dem Recht auf 
Schweigen im Strafrecht (Belehrungspflicht) und der Mitwir-
kungspflicht im Steuerrecht (Offenbarungspflicht). Bei fehlen-
der Mitwirkung im Besteuerungsverfahren hat das Finanzamt 
das Recht, die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen, und zu-
dem die Möglichkeit, Auskünfte durch sog. Drittauskunftsersu-
chen, z. B. bei Kunden oder Lieferanten, zu erlangen.

Steuerklassenwahl 2022  

Mögliche Lohnsteuerklassenkombination

Ehegatten oder Lebenspartner, die beide erwerbstätig sind, kön-
nen hinsichtlich der Lohnsteuerklassen wählen, ob beide der 
Steuerklasse IV zugeordnet werden oder der höherverdienen-
de Ehegatte nach Steuerklasse III und der andere Ehegatte nach 
der Steuerklasse V besteuert wird. Letzteres ist darauf abge-
stimmt, dass der in Steuerklasse III eingestufte Ehegatte oder Le-
benspartner in etwa 60 % und der in Steuerklasse V eingestuf-
te in etwa 40 % des gemeinsamen Arbeitseinkommens erzielt. 
In der Kombination III/V muss von beiden Ehegatten immer eine 
Steuererklärung abgegeben werden. 

Kombination IV/IV und Faktorverfahren

Bei der Kombination IV/IV wird ein höherer Steuerabzug bei dem 
geringer verdienenden Ehegatten in Steuerklasse V vermieden. 
Im Zusammenhang mit der Kombination IV/IV empfiehlt sich die 

Wahl eines Faktors. Der Faktor ist ein steuermindernder Multipli-
kator, der sich bei unterschiedlich hohen Arbeitslöhnen der Ehe-
gatten oder Lebenspartner aus der Wirkung des Splittingverfah-
rens errechnet. Mit dem Faktorverfahren wird erreicht, dass bei 
jedem Ehegatten der Grundfreibetrag beim Lohnsteuerabzug be-
rücksichtigt wird. Die Finanzämter errechnen den Faktor aus der 
voraussichtlichen Einkommensteuer im Splittingverfahren, divi-
diert durch die Summe der Lohnsteuer für die Ehegatten oder Le-
benspartner gemäß Steuerklasse IV („X“). Der so errechnete Fak-
tor ist für zwei Jahre gültig, so dass Anträge auf Steuerklassen-
wechsel im Regelfall nur alle zwei Jahre gestellt werden müssen. 

Vorteil der Kombination IV/IV

Der Vorteil der Steuerklassenkombination IV/IV mit Faktor ist, 
dass die Jahressteuerschuld sehr genau berechnet werden 
kann. Steuernachzahlungen und ggf. auch Einkommensteuer-
vorauszahlungen werden dadurch weitgehend vermieden. 

©Юлия Завалишина/stock.adobe.com 

©Joachim Lechner/stock.adobe.com

3www.steuerkoepfe.de



Zahlungstermine

Januar 2022

10. Umsatzsteuer mtl. für Dezember bzw. 
November mit Dauerfristverlängerung 
bei Sondervorauszahlung  
(1/11 Abschlag), 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Kir-
chenlohnsteuer für Dezember

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für  
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchenlohn-
steuer sowie Solidaritätszuschlag

25. Zusammenfassende Meldung
Sozialversicherungsbeiträge Januar 
(Abgabe des Beitragsnachweises)

27. Sozialversicherungsbeiträge Januar 
(Zahlung)

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck gel-
ten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Meldepflicht von Auslandszahlungen 
Außenwirtschaftsverordnung
Gemäß § 11 des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) in Verbindung mit § 67 der Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) müssen Inländer der Deutschen Bundesbank folgende grenzüber-
schreitenden Zahlungen/Überweisungen melden: Zahlungen, die sie von Ausländern oder für 
deren Rechnung von Inländern entgegennehmen (eingehende Zahlungen), oder Zahlungen, 
die sie an Ausländer oder für deren Rechnung an Inländer leisten (ausgehende Zahlungen). 
Davon ausgenommen sind Zahlungen bis zu einem Betrag von € 12.500,00 sowie Zahlun-
gen für die Einfuhr, Ausfuhr oder Verbringung von Waren und außerdem Zahlungen, die die 
Gewährung, Aufnahme oder Rückzahlung von Krediten, einschließlich der Begründung und 
Rückzahlung von Guthaben, mit einer ursprünglich vereinbarten Laufzeit oder Kündigungs-
frist von nicht mehr als zwölf Monaten zum Gegenstand haben.

Meldefristen
Die Meldungen sind bis zum siebenten Kalendertag des auf die Leistung oder Entgegen-
nahme der Zahlungen oder der Einfuhr oder Verbringung der Transithandelsware folgenden 
Monats zu erstatten (§ 71 Abs. 7 AWV). Die Meldungen müssen elektronisch über das For-
mular Z 4 übermittelt werden (§ 72 AWV). Die Meldeformulare stehen auf der Homepage der 
Deutschen Bundesbank zum Download bereit. 

Erleichterter Zugang zum Kurz-
arbeitergeld erneut verlängert 
Neue Verordnung 
Mit einer Verordnung des geschäftsführenden Bundesarbeitsministers Hubertus Heil, wel-
che das Bundeskabinett am 24.11.2021 passierte, wurde die maximale Bezugsdauer für 
das pandemiebedingt höhere Kurzarbeitergeld von 24 Monaten für weitere drei Monate bis 
zum 31.3.2022 verlängert. Das erhöhte Kurzarbeitergeld beträgt 70/77 % der Bemessungs-
grundlage und ab dem siebten Monat 80/87 %.

Zugangserleichterungen
Mit der Verordnung wurden auch die in der Coronakrise eingeführten Zugangserleichterun-
gen zum Kurzarbeitergeld verlängert. So können Betriebe bis 31.3.2022 Kurzarbeit anmel-
den, wenn mindestens 10 % der Beschäftigten einen Entgeltausfall von mehr als 10 % ha-
ben. Mit der zweiten Kurzarbeitergeldbezugsdauerverordnung (vom 12.10.2020, BGBl. I S. 
2165) wurde die Bezugsdauer für das krisenbedingte Kurzarbeitergeld auf bis zu 24 Mona-
te verlängert. Die bisherige vollständige Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge für die 
Arbeitgeber wurde auf die Hälfte verringert.

Höherer Bei-
tragszuschlag 
für Kinderlose 
Reform der Pflegeversicherung
Kinderlose Pflichtversicherte in der ge-
setzlichen Pflegeversicherung zahlen 
einen Beitragszuschlag. Der Beitrags-
zuschlag ist aufgrund der Pflegereform 
zum 1.1.2022 von 0,25 % des Brutto-
gehalts auf 0,35 % angehoben wor-
den. Damit ergibt sich für Beitragszah-
ler ohne Kinder ab 2022 ein Pflegever-
sicherungsbeitrag in Höhe von 3,4 %. 
Der Beitragszuschlag gilt für Versi-
cherte ab einem Lebensalter von 23 
Jahren. Für Beitragszahler ohne Bei-
tragszuschlag liegt der Beitrag ab dem 
1.1.2022 weiterhin bei 3,05 %. 

Arbeitgeberanteil
Bei Arbeitnehmern zahlt die Hälfte des 
Beitrags der Arbeitgeber, aber ohne 
den Kinderlosenzuschlag. Der Arbeit-
geberanteil für Versicherungspflichtige 
beträgt daher unverändert 1,525 %, die 
Hälfte aus 3,05 %.
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